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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den 


Entwurf eines Gesetzes zur Anpassung von 
Verbrauchsteuergesetzen und des Umsatz- 
steuergesetzes an das Zollgesetz 
(Zweites Verbrauchsteueränderungsgesetz) 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 26. Mai 1961 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den 
Entwurf des Gesetzes keine Einwendungen zu erheben. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 
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Entwurf eines Gesetzes 

zur Anpassung von Verbrau chsteuergesetzen und des 
Umsatzsteuergesetzes an das Zollgesetz 
(Zweites Verbrauchsteueränderungsgesetz) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Folgende Verbrauchsteuergesetze werden geän- 
dert und ergänzt: 


Erster Abschnitt 

Das Kaffeesteuergesetz vom 30. Juli 1953 (Bun- 
desgesetz^bl. I S. 708), zuletzt geändert durch die 
Verordnung zur Anpassung von Verbrauchsteuer- 
gesetzen und von Durchführungsverordnungen zu 
Vertbrauchsteuergesetzen an den Deutschen Zoll- 
tarif 1959 vom 2. Januar 1959 (Bundesgesetzbl. I 
S. 5): 

1. In § 1 Abs. 4 Satz 1 werden nach dem Wort 
„Zollausschlüs'se" die Worte „und Zollfreige- 
biete“ eingefügt. 

2. § 3 erhält die folgende Fassung: 

.§ 3 

(1) Für die Kaffeesteuer gelten die Vorschrif- 
ten für Zölle 'Sinngemäß. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen kann 
durch Rechtsverordnung eine sich aus Absatz 1 
ergebende Steuerfreiheit oder Steuerermäßigung 
ausschließen, wenn Erzeugnisse aus Kaffee, bei 
deren Ausführ aus dem Erhebungsgebiet Kaffee- 
steuer vergütet worden ist, wieder eingeführt 
werden. 

(3) § 79 des Zollgesetzes vom (Bun- 

desgesetzbl. IS....) gilt entsprechend." 


Zweiter Abschnitt 

Das Teesteuergesetz vom 30. Juli 1953 (Bundes- 
gesetzJbl. I S. 710), zuletzt geändert durch die Ver- 
ordnung zur Anpassung von Verbrauchsteuergeset- 
zen und von Durchführungsverordnungen zu Ver- 
brauchsteuergesetzen an den Deutschen Zolltarif 
1959 vom 2. Januar 1959 (Bundesgesetzbl. I S. 5): 

1. In § 1 werden nach dem Wort „Zollausschlüsse" 
die Worte „und Zollfreigebiete“ eingefügt. 


2. § 3 erhält die folgende Fassung: 

„§ 3 

(1) Für die Teesteuer gelten die Vorschriften 
für Zölle sinngemäß. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen kann 
durch Rechtsverordnung eine sich aus Absatz 1 
ergebende Steuerfreiheit oder Steuerermäßigung 
ausschließen, wenn Tee oder Erzeugnisse aus 
Tee, bei deren Ausfuhr aus dem Erhebungsgebiet 
Teesteuer erstattet oder vergütet worden ist, 
wieder eiingeführt werden. 

(3) § 79 des Zollgesetzes vom (Bun- 

desgesetzbl. IS....) gilt entsprechend." 


Dritter Abschnitt 

Das Zuckers teuergesetz in der Fassung vom 

19. August 1959 (Bundesgesetzbl. I S. 645); 

1. In § 1 Abs. 1 Satz 1 werden nach dem Wort 
„Zollausschlüsse" die Worte „Zollfreigebiete" 
ein ge fügt. 

2. § 8 erhält die folgende Fassung: 

„§ 8 

(1) Wird Zucker in das Erhebungsgebiet ein- 
geführt, so gelten für die Entstehung der Steuer- 
schuld und den Zeitpunkt, der für ihre Bemes- 
sung maßgebend ist, für die Person des Steuer- 
schuldners, die persönliche Haftung, die Fällig- 
keit, für den Erlaß und die Erstattung der Steuer 
und für das Steuerverfahren die Vorschriften des 

Zollgesetzes vom (Bundesgesetzbl. I 

S. . . .) sinngemäß. Dies gilt auch dann, wenn 
Zoll nicht zu erheben ist. Zahlungsaufschub ist 
unzulässig. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen kann, 
soweit dadurch nicht unangemessene Steuervor- 
teile entstehen, durch Rechtsverordnung Steuer- 
freiheit für Zucker anordnen, der unter den Vor- 
aussetzungen in das Erhebungsgebiet eingeht, 
unter denen er bei einer Einfuhr in das Zollge- 
biet nach § 24 Abs. 1 des Zollgesetzes vom Zoll 
befreit werden kann. An die Stelle des Zollge- 
biets tritt dabei das Erhebungsgebiet. Die Er- 
mächtigungen des § 24 Abs. 2 und 3 des Zollge- 
setzes gelten für die Steuerbefreiungen entspre- 
chend. 
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(3) Der Bundesminister der Finanzen kann 
durch Rechtsverordnung die Fälligkeit und das 
Verfahren abweichend von Absatz 1 regeln, so- 
weit dies zur Anpassung an die Behandlung des 
im Erhebungsgebiet hergestellten Zuckers oder 
wegen besonderer Verhältnisse bei der Einfuhr 
erforderlich ist. 

(4) § 79 des Zollgesetzes gilt entsprechend." 

3. In § 14 Nr. 1 werden die Worte „andere Zollaus- 
schlusse" ersetzt durch die Worte „Zollaus- 
schlüsse und andere Zollfreigebiete". 


Vierter Abschnitt 

Das Salzsteuergesetz in der Fassung vom 25. Ja- 
nuar 1960 (Bundesgesetzbl. I S. 50): 

1. In § 1 Abs. 1 Satz 1 werden nach dem Wort 
„ZollausschlüBse" die Worte „und Zollfrei- 
gebiete" ©ingefügt. 

2. § 6 erhält die folgende Fassung: 

.§ 6 

(1) Wird Salz in das Erhebungsgebiet einge- 
führt, so gelten für die Entstehung der Steuer- 
schuld und den Zeitpunkt, der für ihre Bemes- 
sung maßgebend ist, für die Person des Steuer- 
schuldners, die persönliche Haftung, die Fällig- 
keit, für den Erlaß und die Erstattung ^der Steuer 
und für das Steuerverfahren die Vorschriften des 

Zollgesetzes vom (Bundesgesetzbl. I 

S. . . .) sinngemäß. Dies gilt auch dann, wenn 
Zoll nicht zu erheben ist. Zahlungsaufschub ist 
unzulässig. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen kann, 
soweit dadurch nicht unangemessene Steuervor- 
teile entstehen, durch Rechtsverordnung Steuer- 
freiheit für Salz anordnen, das unter den Vor- 
aussetzungen in das Erhebungsgebiet eingeht, 
unter denen es bei einer Einfuhr in das Zollge- 
biet nach § 24 Abs. 1 des Zollgesetzes vom Zoll 
befreit werden kann. An die Stelle des Zollge- 
biets tritt dabei das Erhebungsgebiet. Die Er- 
mächtigungen des § 24 Abs. 2 und 3 des Zollge- 
setzes gelten für die Steuerbefreiungen entspre- 
chend. 

(3) Der Bundesminister der Finanzen kann 
durch Rechtsverordnung die Fälligkeit und das 
Verfahren abweichend von Absatz 1 regeln, so- 
weit dies zur Anpassung an die Behandlung des 
im Erhebungsgebiet hergestellten Salzes oder 
wegen besonderer Verhältnisse bei der Einfuhr 
erforderlich ist. 

(4) § 79 des Zollgesetzes gilt entsprechend." 

3. In § 14 Nr. 1 werden die Worte „andere Zollaus- 
schlüsse" ersetzt durch die Worte „Zollaus- 
schlüsse und andere Zollfreigebiete". 


Fünfter Abschnitt 

Das Gesetz über das Branntweinmonopol vom 
8. April 1922 (Reichsgesetzbl. I S. 405), zuletzt geän- 
dert durch das Gesetz zur Änderung von Verbrauch- 
steuergesetzen vom 10. Oktober 1957 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1704): 

1. In § 2 Satz 2 werden die Worte „andere Zollaus- 
schlüsse" ersetzt durch die Worte „Zollausschlüsse 
und andere Zollfreigebiete". 

2. Nach § 129 ist folgende Vorschrift einzufügen: 

„§129a 

Für Steuervergehen, die in bezug auf den Mo- 
nopolausgleich und die Essigsäuresteuer im 
Reiseverkehr im Zusammenhang mit der Ein- 
gangsabfertigung begangen werden, gilt § 79 des 
Zollgesetzes vom (Bundes- 

gesetzbl. IS....) entsprechend." 

3. § 151 Abs. 1 erhält die folgende Fassung: 

„Branntwein, weingeisthaltige Erzeugnisse, 
Äther und ätherhaltige Erzeugnisse, die in das 
Monopolgebiet eingeführt werden, unterliegen 
einer Abgabe, die der Belastung des inländischen 
Branntweins entspricht (Monopolausgleich). Das 
gleiche gilt in den Fällen des § 24 Abs. 1 Nr. 2 
und der §§ 49 bis 52 des Zollgesetzes auch für 
Waren, die Branntwein nicht mehr enthalten, 
wenn bei der Ausfuhr aus dem Monopolgebiet 
Vergünstigungen nach § 105 gewährt werden 
oder gewährt worden sind." 

4. § 152 Abs. 2 erhält die folgende Fassung: 

„Beim Eingang solcher weingeisthaltigen Er- 
zeugnisse, zu deren Herstellung, falls sie im 
Monopolgebiet erfolgt wäre, Branntwein zum 
ermäßigten Verkaufpreis hätte abgegeben wer- 
den dürfen, sowie beim Eingang von Äther und 
ätherhaltigen Erzeugnissen wird der Monopol- 
ausgleich nur in Höhe des Unterschieds zwischen 
dem ermäßigten Branntweinverkaufpreis und 
dem Branntweingrundpreis erhoben (ermäßigter 
Monopolausgleich) . " 

5. § 152 Abs. 3 erhält die folgende Fassung: 

„Soweit Vergünstigungen nach § 105 gewährt 
werden oder gewährt worden sind, ist in den 
Fällen des § 24 Abs. 1 Nr. 2 und der §§ 49 bis 52 
des Zollgesetzes der Monopolausgleich nach der 
Höhe der gewährten Ausfuhrvergütung oder 
nach der Höhe des Unterschieds zwischen dem 
gezahlten Ausfuhrpreis und dem regelmäßigen 
oder ermäßigten Verkaufpreis zu bemessen, der 
im Zeitpunkt der Entstehung der Monopolaus- 
gleichschuld gilt." 

6. § 154 erhält die folgende Fassung: 

.§ 154 

Für die Entstehung der Monopolausgleich- 
schuld und den Zeitpunkt, der für ihre Bemes- 
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sung maßgebend ist, für die Person des Monopol- 
ausgleichschuldners, die persönliche Haftung, die j 
Fälligkeit, für den Erlaß und die Erstattung des 
Monopolausgleichs und für das Steuerverfahren 
gelten die Vorschriften des Zollgesetzes sinn- 
gemäß. Dies gilt auch dann, wenn Zoll nicht zu 
erheben ist. ln den Fällen des § 35 Abs. 2 und 
der §§ 49 bis 52 des Zollgesetzes entsteht die 
Monopolausgleichschuld mit der Freigabe des 
Zollgutes. 

In den Fällen der §§ 49 bis 52 sind die in § 151 
bezeichneten Erzeugnisse vom Monopolausgleich 
befreit, soweit bei der Ausfuhr aus dem Mono- 
polgebiet Vergünstigungen nach § 105 nicht ge- 
währt werden oder nicht gewährt worden sind. 

Der Bundesminister der Finanzen kann, soweit 
dadurch nicht unangemessene Steuervorteile ent- 
stehen, durch Rechtsverordnung Befreiung vom 
Monopolausgleich für die in § 151 bezeichneten 
Erzeugnisse anordnen, die unter den Voraus- 
setzungen in das Monopolgebiet eingehen, unter 
denen sie bei einer Einfuhr in das Zollgebiet 
nach § 24 Abs. 1 und § 25 Abs. 2 des Zollgesetzes 
vom Zoll befreit werden können. An die Stelle 
des Zollgebiets tritt dabei das Monopolgebiet. 
Die Ermächtigungen des § 24 Abs. 2 und 3 des 
Zollgesetzes gelten für die Befreiungen vom 
Monopolausgleich entsprechend. 

Der Bundesminister der Finanzen kann durch 
Rechtsverordnung das Verfahren abweichend 
von Absatz 1 regeln, soweit es zur Sicherung des 
Monopolaufkommens und zur Feststellung der 
Bemessungsgrundlagen für den Monopolaus- 
gleich erforderlich ist." 

i 

7. In den §§ 155 und 167 wird jeweils im letzten 
Satz das Wort „Zollausschlüssen" ersetzt durch 
das Wort „Freihäfen". 

8. § 161 a erhält die folgende Fassung: 

„§ 161 a 

Wird Essigsäure in das Monopolgebiet einge- 
führt, so gelten für die Entstehung der Steuer- 
schuld und den Zeitpunkt, der für ihre Bemes- 
sung maßgebend ist, für die Person des Steuer- 
schuldners, die persönliche Haftung, die Fällig- 
keit, für den Erlaß und die Erstattung der Steuer 
und für das Steuerverfahren die Vorschriften 
des Zollgesetzes sinngemäß. Dies gilt auch dann, 
wenn Zoll nicht zu erheben ist. In den Fällen des 
§ 35 Abs. 2 und der §§ 49 bis 52 des Zollgesetzes 
entsteht die Steuerschuld mit der Freigabe des 
Zollgutes. Zahlungsaufschub ist ausgeschlossen. 

In den Fällen des § 24 Abs. 1 Nr. 2 und der 
§§ 49 bis 52 des Zollgesetzes ist die Essigsäure- 
steuer nach § 160 Abs. 2 zu bemessen. 

In den Fällen der §§ 49 bis 52 des Zollgcsetzes 
ist die Essigsäure von der Steuer befreit, wenn 
versteuerte Essigsäure ausgeführt wird oder aus- 
geführt worden ist. Ist in den Fällen der §§ 49 
und 50 des Zollgesetzes das Ersatzgut unter Ver- 
wendung von Essigsäure hergestellt worden, die 


nach § 165 Abs. 2 von der Steuer befreit ist, so 
ist die eingeführte Essigsäure unter den Bedin- 
gungen des § 165 Abs. 2 von der Steuer befreit. 

Der Bundesminister der Finanzen kann, soweit 
dadurch nicht unangemessene Steuervorteile ent- 
stehen, durch Rechtsverordnung Steuerfreiheit 
für Essigsäure anordnen, die unter den Voraus- 
setzungen in das Monopolgebiet eingeht, unter 
•denen sie bei einer Einfuhr in das Zollgebiet 
nach § 24 Abs. 1 des Zollgesetzes vom Zoll be- 
freit werden kann. An die Stelle des Zollgebiets 
tritt dabei das Monopolgebiet. Die Ermächtigun- 
gen des § 24 Abs. 2 und 3 des Zollgesetzes gel- 
ten für die Steuerbefreiungen entsprechend." 


Sechster Abschnitt 

Das Schaumweinsteuergesetz in der Fassung vom 

26. Oktober 1958 (Bundesgesetzbl. I S. 764): 

1. In § 1 Abs. 3 werden nach dem Wort „Zollaus- 
schlüsse" die Worte „und Zollfreigebiete" ein- 
gefügt. 

2. § 7 , erhält die folgende Fassung: 

.§ 7 

(1) Wird Schaumwein in das Erhebungsgebiet 

eingeführt, so gelten für die Entstehung der 
Steuerschuld und den Zeitpunkt, der für ihre Be- 
messung maßgebend ist, für die Person des 
Steuerschuldners, die persönliche Haftung, die 
Fälligkeit, für den Erlaß und die Erstattung der 
Steuer und für das Steuerverfahren die Vor- 
schriften des Zollgesetzes (Bundes- 

gesetzbl. I S. . . .) sinngemäß. Dies gilt auch 
dann, wenn Zoll nicht zu erheben ist. Zahlungs- 
aufschub ist unzulässig. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen kann, 
soweit dadurch nicht unangemessene Steuervor- 
teile entstehen, durch Rechtsverordnung Steuer- 
freiheit für Schaumwein anordnen, der unter den 
Voraussetzungen in das Erhebungsgebiet ein- 
geht, unter denen er bei einer Einfuhr in das 
Zollgebiet nach § 24 Abs. 1 des Zollgesetzes vom 
Zoll befreit werden kann. An die Stelle des Zoll- 
gebiets tritt dabei das Erhebungsgebiet. Die Er- 
mächtigungen des § 24 Abs. 2 und 3 des Zoil- 
gesetzes gelten für die Steuerbefreiungen ent- 
sprechend. 

(3) Der Bundesminister der Finanzen kann 
durch Rechtsverordnung die Fälligkeit und das 
Verfahren abweichend von Absatz 1 regeln, so- 
weit dies zur Anpassung an die Behandlung des 
im Erhebungsgebiet hergestellten Schaumweins 
oder wegen besonderer Verhältnisse bei 'der Ein- 
fuhr erforderlich ist. 

(4) § 79 des Zollgesetzes gilt entsprechend." 

3. In § 15 Nr. 1 werden die Worte „andere Zoll- 
ausschlüsse" ersetzt durch die Worte „Zollaus- 
schlüsse und andere Zollfreigebiete". 
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Siebenter Abschnitt 

Das Zündwarensteuergesetz in der Fassung vom 
26. Januar 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 92), zuletzt ge- 
ändert durch das Gesetz zur Änderung von Ver- 
brauchsteuergesetzen vom 10. Oktober 1957 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1704): 

1. In § 1 Abs, 1 Satz 1 werden nach dem Wort 
„Zollausschlüsse" die Worte „und der Zollfrei- 
gebiete" eingefügt. 

2. § 5 a erhält die folgende Fassung: 

„§ 5 a 

(1) Werden Zündwaren in das Erhebungsge- 
biet eingeführt, so gelten für die Entstehung der ' 
Steuerschuld und den Zeitpunkt, der für ihre Be- 
messung maßgebend ist, für die Person des 
Steuerschuldners, die persönliche Haftung, die ■ 
Fälligkeit, für den Erlaß und die Erstattung der 
Steuer und für das Steuerverfahren die Vor- i 

Schriften des Zollgesetzes vom (Bundes- | 

gesetzbl. IS....) sinngemäß. Dies gilt auch j 
dann, wenn Zoll nicht zu erheben ist. In den 
Fällen des § 35 Abs. 2 des Zollgesetzes entsteht I 
die Steuerschuld mit der Freigabe der Zünd- ‘ 
waren. Zahlungsaufschub ist unzulässig. | 

(2) Der Bundesminister der Finanzen kann, | 
soweit dadurch nicht unangemessene Steuervor- | 
teile entstehen, durch Rechtsverordnung Steuer- 
freiheit für Zündwaren anordnen, die unter den 
Voraussetzungen in das Erhebungsgebiet einge- 
hen, unter denen sie bei einer Einfuhr in das 
Zollgebiet nach § 24 Abs. 1 des Zollgesetzes vom 
Zoll befreit werden können. An die Stelle des 
Zollgebiets tritt dabei das Erhebungsgebiet. Die 
Ermächtigungen des § 24 Abs. 2 und 3 des Zoll- 
gesetzes gelten für die Steuerbefreiungen ent- 
sprechend. 

(3) § 79 des Zollgesetzes gilt entsprechend." 

3. In § 12 Nr. 1 werden die Worte „andere Zoll- 

ausschlüsse" ersetzt durch die Worte „Zollaus- 
schlüsse und andere Zollfreigebiete". | 


Achter Abschnitt 

Das Leuchtmittelsteuergesetz in der Fassung vom 

22. Juli 1959 (Bundesgesetzbl. I S. 613): 

1. In § 1 Abs. 1 Satz 1 werden nach dem Wort 
„Zollausschlüsse" die Worte „und Zollfreige- 
biete" eingefügt. 

2. § 7 erhält die folgende Fassung: 

.§ 7 

(1) Werden Leuchtmittel in das Erhebungsge- 
biet eingeführt, so gelten für die Entstehung der 
Steuerschuld und den Zeitpunkt, der für ihre Be- 
messung maßgebend ist, für die Person des 


Steuerschuldners, die persönliche Haftung, die 
Fälligkeit, für den Erlaß und die Erstattung der 
Steuer und für das Steuerverfahren die Vor- 
schriften des Zollgesetzes vom (Bundes- 

gesetzbl. IS....) sinngemäß. Dies gilt auch 
dann, wenn Zoll nicht zu erheben ist. Zahlungs- 
aufschub ist unzulässig. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen kann, 
soweit dadurch nicht unangemessene Steuervor- 
teile entstehen, durch Rechtsverordnung Steuer- 
freiheit für Leuchtmittel anordnen, die unter den 
Voraussetzungen in das Erhebungsgebiet einge- 
hen, unter denen sie bei einer Einfuhr in das 
Zollgebiet nach § 24 Abs. 1 des Zollgesetzes vom 
Zoll befreit werden können. An die Stelle des 
Zollgebiets tritt dabei das Erhebungsgebiet. Die 
Ermächtigungen des § 24 Abs. 2 und 3 des Zoll- 
gesetzes gelten für die Steuerbefreiungen ent- 
sprechend. 

(3) Der Bundesminister der Finanzen kann 
durch ’Rechtsverordnung die Fälligkeit und das 
Verfahren abweichend von Absatz 1 regeln, so- 
weit dies zur Anpassung an die Behandlung der 
im Erhebungsgebiet hergestellten Leuchtmittel 
oder wegen besonderer Verhältnisse bei der Ein- 
fuhr erforderlich ist. 

(4) § 79 des Zollgesetzes gilt entsprechend. 

(5) Der Steuerwert für eingeführte Leucht- 
mittel stimmt mit dem Steuerwert nach § 4 für 
gleichartige inländische Erzeugnisse überein." 

3. In § 8 Abs. 1 Nr, 3 werden nach dem Wort „ver- 
bracht" die Worte eingefügt „oder unter zoll- 
amtlicher Überwachung nach § 27 des Zollge- 
setzes zum Ausrüsten, zum Bau, Umbau oder 
Ausbessern von Schiffen oder Luftfeihrzougen 
verwendet". 

4. In § 13 Nr, 1 werden die Worte „andere Zoll- 
ausschlüsse" ersetzt durch die Worte „Zollaus- 
schlüsse und andere Zollfreigebiete". 


Neunter Abschnitt 

Das Spielkartensteuergesetz in der Fassung vom 
25. August 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 1529), zuletzt 
geändert durch das Gesetz zur Änderung von Ver- 
brauchsteuergesetzen vom 10. Oktober 1957 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1704): 

1. In § 1 Abs. 1 Satz 1 werden nach dem Wort 
„Zoll ausschlüsse" die Worte „undZollfreigebiete" 
eingefügt. 

2. § 5 a erhält die folgende Fassung: 

„§ 5a 

(1) Werden Spielkarten in das Erhebungs- 
gebiet cingeführt, so gelten für die Entstehung der 
Steuerschuld und den Zeitpunkt, der für ihre Be- 
messung maßgebend ist, für die Person des 
Steuerschuldners, die persönliche Haftung, die 


5 



Drucksache 2763 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Fälligkeit, für den Erlaß und die Erstattung der 
Steuer und für das Steuerverfahren die Vor- 
schriften des Zollgesetzes vom (Bundes- 

gesetzbl. IS....) sinngemäß. Dies gilt auch 
dann, wenn Zoll nicht zu erheben ist. Zahlungs- 
aufschub ist unzulässig. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen kann, 
soweit dadurch nicht unangemessene Steuervor- 
teile entstehen, durch Rechtsverordnung Steuer- 
freiheit für Spielkarten anordnen, die unter den 
Voraussetzungen in das Erhebungsgebiet ein- 
gehen, unter denen sie bei einer Einfuhr in das 
Zollgebiet nach § 24 Abs, 1 des Zollgesetzes vom 
Zoll befreit werden können. An die Stelle des 
Zollgebiets tritt dabei das Erhebungsgebiet. Die 
Ermächtigungen des § 24 Abs. 2 und 3 des Zoll- 
gesetzes gelten für die Steuerbefreiungen ent- 
sprechend. 

(3) Der Bundesminister der Finanzen kann 
durch Rechtsverordnung die Fälligkeit und das 
Verfahren abweichend von Absatz 1 regeln, so- 
weit dies zur Anpassung an die Behandlung der 
im Erhebungsgebiet hergestellten Spielkarten 
oder wegen besonderer Verhältnisse bei der 
Einfuhr erforderlich ist. 

(4) § 79 des Zollgesetzes gilt entsprechend." 

3. In § 13 Nr. 1 werden die Worte „andere Zollaus- 
schlüsse" ersetzt durch die Worte „Zollaus- 
schlüsse und andere Zollfreigebiete". 


Zehnter Abschnitt 

Das Süßstoff gesetz vom 1. Februar 1939 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 111), zuletzt geändert durch das Ge- 
setz zur Änderung des Süßstoffgesetzes vom 
31. Mai 1960 (Bundesgesetzbl. I S. 318): 

1. In § 2 Abs. 1 Satz 1 werden nach dem Wort 
„Zollausschlüsse" die Worte „und Zollfrei- 
gebiete" eingefügt. 

2. § 6 a erhält die folgende Fassung: 

„§ 6 a 

(1) Wird Süßstoff in das Erhebungsgebiet ein- 
geführt, so gelten für die Entstehung der Steuer- 
schuld und den Zeitpunkt, der für ihre Bemes- 
sung maßgebend ist, für die Person des Steuer- 
schuldners, die persönliche Haftung, die Fällig- 
keit, für den Erlaß und die Erstattung der Steuer 
und für das Steuerverfahren die Vorschriften des 
Zollgesetzes vom .... (Bundesgesetzbl. IS....) 
sinngemäß. Dies gilt auch dann, wenn Zoll nicht 
zu erheben ist. Zahlungsaufschub ist unzulässig. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen kann, 
soweit dadurch nicht unangemessene Steuervor- 
teile entstehen, durch Rechtsverordnung Steuer- 
freiheit für Süßstoff anordnen, der unter den 
Voraussetzungen in das Erhebungsgebiet ein- 
geht, unter denen er bei einer Einfuhr in das 
Zollgebiet nach § 24 Abs. 1 des Zollgesetzes 


vom Zoll befreit werden kann. An die Stelle des 
Zollgebiets tritt dabei das Erhebungsgebiet. Die 
Ermächtigungen des § 24 Abs. 2 und 3 des Zoll- 
gesetzes gelten für die Steuerbefreiungen ent- 
sprechend. 

(3) Der Bundesminister der Finanzen kann 
durch Rechtsverordnung die Fälligkeit und das 
Verfahren abweichend von Absatz 1 regeln, so- 
weit dies zur Anpassung an die Behandlung des 
im Erhebungsgebiet hergestellten Süßstoffs oder 
wegen besonderer Verhältnisse bei der Einfuhr 
erforderlich ist. 

(4) § 79 des Zollgesetzes gilt entsprechend. 

(5) Wer als Reisender Süßstoff zum Reisever- 
brauch mit sich führt, bedarf zu dessen Einfuhr, 
sofern der Süßstoff nach Absatz 2 von der Steuer 
befreit wird, keiner Erlaubnis." 

3. In § 13 a Nr. 1 werden die Worte „andere Zoll- 
ausschlüsse" ersetzt durch die Worte „Zollaus- 
schlüsse und andere Zollfreigebiete". 


Elfter Abschnitt 

Das Mineralölsteuergesetz in der Fassung vom 
5. Dezember 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1833), zuletzt 
geändert durch die Verordnung zur Anpassung des 
Mineralölsteuergesetzes, der Verordnung zur Durch- 
führung des Mineralölsteuergesetzes und der Zucker- 
steuervergütungsordnung an den Deutschen Zoll- 
tarif 1961 vom 9. Januar 1961 (Bundesgesetzbl. I 
S. 48): 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort 
„Zollausschlüsse" die Worte „und Zollfrei- 
gebiete" eingefügt. 

b) Dem Absatz 3 wird der folgende Satz ange- 
fügt: 

„Schmiermittel bleiben von der Anteilsteuer 
frei, soweit sie im Erhebungsgebiet mit un- 
versteuertem Mineralöl hergestellt werden 
dürfen." 

2. § 7 erhält die folgende Fassung: 

„§ 7 

(1) Wird Mineralöl in das Erhebungsgebiet 
eingeführt oder zu einem besonderen Zollver- 
kehr abgefertigt, so gelten für die Entstehung 
der Steuerschuld und den Zeitpunkt, der für ihre 
Bemessung maßgebend ist, für die Person des 
Steuerschuldners, die persönliche Haftung, die 
Fälligkeit, den Zahlungsaufschub, für den Erlaß 
und die Erstattung der Steuer und für das Steuer- 
verfahren die Vorschrifen des Zollgesetzes vom 

(Bundesgesetzbl. IS ) 

sinngemäß. Dies gilt auch, wenn Zoll nicht zu er- 
heben ist. Die Steuerschuld für Mineralöl, das 
unversteuert zur Zollgutverwendung abgefertigt 
worden ist, entsteht, wenn das Mineralöl zu 
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einer Verwendung abgegeben wird, die nach 
dem Inhalt der Bewilligung nur zur Steuer- 
ermäßigung führt; Steuerschuldner ist in diesem 
Falle, wer das Mineralöl abgibt. 

(2) Durch Rechtsverordnung kann, soweit da- 
durch nicht unangemessene Steuervorteile ent- 
stehen, Steuerfreiheit für Mineralöl unter den 
Voraussetzungen angeordnet werden, unter 
denen es bei einer Einfuhr in das Zollgebiet nach 
§ 24 Abs. 1 oder nach § 25 Abs. 2 des Zoll- 
gesetzes vom Zoll befreit werden kann. An die 
Stelle des Zollgebiets tritt dabei das Erhebungs- j 
gebiet. Die Ermächtigungen des § 24 Abs. 2 und 3 i 
des Zollgesetzes gelten für die Steuerbefreiungen 
entsprechend. 

(3) Durch Rechtsverordnung können die Fäl- 

ligkeit, der Zahlungsaufschub und das Verfahren 
abweichend von Absatz 1 geregelt worden, so- i 
weit dies zur Anpassung an die Behandlung des ! 
im Erhebungsgebiet hergestellten Mineralöls | 

oder wegen besonderer Verhältnisse bei der Ein- 
fuhr erforderlich ist. 

(4) § 79 des Zollgesetzes gilt entsprechend. 

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten auch für die 

Anteilsteuer nach § 1 Abs. 3."' ■ 

i 

3. § 8 wird wie folgt geändert: ^ 

a) Absatz 1 erhält die folgende Fassung: ' 

„(1) Mineralöl darf unversteuert unter I 

Steueraufsicht ! 

1. aus dem Erhebungsgebiet ausge- 
führt oder zum Zollverkehr abge- 
fertigt werden, zur Zollgutverwen- 
dung jedoch nicht, wenn die Ver- 
wendung nach dem Inhalt der 
Bewilligung nur zu einer Steuer- 
ermäßigung nach diesem Gesetz 
führt, 

2. zur weiteren Bearbeitung in einen 
Herstellungsbetrieb gebracht wer- 
den." 

b) Absatz 3 Nr. 2 erhält die folgende Fassung: 

„2. zum Bau, zum Umbau, zum Ausbessern 
oder zum ersten Ausrüsten von Schiffen 
oder Luftfahrzeugen und als Luftfahrt- 
betriebsstoff im zivilen Luftverkehr,". 

c) In Absatz 3 Nr. 3 werden hinter dem Wort 
„gewerblichen" die Worte „o'der gemein- 
nützigen" eingefügt. 

4. § 10 Satz 2 erhält die folgende Fassung: 

„Durch Rechtsverordnung kann bestimmt wer- 
den, daß die Steuer erstattet wird für Benzin, 
das unter Voraussetzungen abgegeben wird, 
unter denen bei der Einfuhr nach zwischenstaat- 
lichem Brauch Zoll nicht erhoben wird." 

5. In § 15 Abs. 2 Nr. 5 werden die Worte „§ 7 
Abs. 3 dieses Gesetzes und" ersetzt durch die 
Worte „§ 7 Abs. 2 und 3, § 10 dieses Gesetzes 
und". 


Zwölfter Abschnitt 

Das Tabaksteuergesetz vom 6. Mai 1953 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 169), zuletzt geändert durch das Fünfte 
Gesetz zur Änderung des Tabaksteuergesetzes vom 
23. Februar 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 128): 

1. In § 2 Abs. 1 

a) werden in Satz 1 nach dem Wort „Zollaus- 
schlüsse" die Worte „und Zollfreigebiete" 
eingefügt; 

b) werden in Satz 2 die Worte „andere Zollaus- 
schlüsse" ersetzt durch die Worte „Zollaus- 
schlüsse und andere Zollfreigebiete". 

2. In § 5 Abs. 4 Satz 3 werden die Worte „Zoll- 
lager oder ein Zolleigenlager" ersetzt durch die 
Worte „oder ein prdvates Zollgutlagor". 

3. In § 13 werden nach den Worten „Für Tabak- 
erzeugnisse, die" die Worte „in das Erhebungs- 
gebiet" eingefügt. 

4. § 14 erhält die folgende Fassung: 

„§ 14 

(1) Für die Entstehung der Steuerschuld und 

den Zeitpunkt, der für ihre Bemessung maß- 
gebend ist, für die Person des Steuerschuldners, 
für die persönliche Haftung, für den Erlaß und 
die Erstattung der Steuer und für das Steuer- 
verfahren gelten die Vorschriften des Zollgeset- 
zes vom Bundesgesetzbl. I 

S. . .) sinngemäß. Dies gilt auch dann, wenn 
Zoll nicht zu erheben ist. In den Fällen des § 35 
Abs. 2, des § 49 Abs. 1 und des § 50 des Zoll- 
gesetzes entsteht die Steuerschuld mit der Frei- 
gabe der Erzeugnisse. Werden Tabakerzeug- 
nisse, die zum freien Verkehr abgefertigt oder 
nach § 38 Abs. 1 Satz 1 des Zollgesetzes ange- 
schrieben worden sind, im Anschluß daran in 
einem Zollaufschublager gelagert, so entsteht 
die Steuerschuld erst mit ihrer Entnahme vom 
Lager. 

(2) Die nach Absatz 1 entstandene Steuer- 
schuld fällt weg, wenn die Erzeugnisse in einen 
Herstellungsbetrieb oder ein Zigarrensteuer- 
lager aufgenommen werden. 

(3) Der Bundesminister der Finanzen kann, 
soweit dadurch nicht unangemessene Steuer- 
vorteile entstehen, durch Rechlsverordnung 
Steuerfreiheit für Tabakerzeugnisse anordnen, 
die unter den Voraussetzungen in das Er- 
hebungsgebiet eingehen, unter denen sie bei 
einer Einfuhr in das Zollgebiet nach § 24 Abs. 1 
des Zollgesetzes vom Zoll befreit werden kön- 
nen. An die Stelle des Zollgebiets tritt dabei 
das Erhebungsgebiet. Die Ermächtigungen des 
§ 24 Abs. 2 und 3 des Zollgesetzes gelten für 
die Steuerbefreiungen entsprechend. 

(4) Der Bundesminister der Finanzen kann 
durch Rechtsverordnung das Verfahren ab- 
weichend von Absatz 1 Satz 1 regeln, soweit 
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dies zur Anpassung an die Behandlung der im | 
Erhebungsgebiet hergestellten Tabakerzeug- i 
nisse oder wegen besonderer Verhältnisse bei 
der Einfuhr erforderlich ist." 

5. § 15 erhält die folgende Fassung: | 


.§ 15 


ten oder entzogen wird, die Person, 
die den Rohtabak der zollamtlichen 
Überwachung vorenthält oder ent- 
zieht, 

der Tabakpflanzer oder der Besitzer 
des Rohtabaks, der verpflichtet ist, 
den Rohtabak zum Verwiegen vorzu- 
führen. 


Eingeführte Tabakerzeugnisse müssen in dem | 
Zeitpunkt ordnungsgemäß verpackt und vor- j 
steuert sein (§§ 6 und 10), in dem die Steuer- 
schuld entsteht." 

I 

6. § 16 wird gestrichen. 

7. In § 17 erhält die Nummer 3 die folgende Fas- 
sung; 

„3. für Tabakerzeugnisse, die als Zollgut erst- ! 
mals der zollamtlichen Überwachung vor- j 
enthalten oder entzogen werden (§ 56 Abs. 1 ! 
des Zollgesetzes)." 

8. In § 24 

a) werden in Absatz 2 die Worte „in das Zoll- 
ausland oder in die Zollausschlüsse" ersetzt 
durch die Worte „aus dem Erhebungsgebiet" ; 

b) werden in Absatz 3 Satz 2 die Worte „in das 
Zollausland oder in die Zollausschlüsse'' er- 
setzt durch die Worte „aus dem Erhebungs- 
gebiet". 

9. In § 49 Abs. 3 werden die Worte „in das Zoll- 
ausland oder in die Zollausschlüsse" ersetzt 
durch die Worte „aus dem Erhebungsgebiet". 

10. Die Überschrift vor § 50 und der § 50 erhalten 
die folgende Fassung: 

„c) Lagerung von Rohtabak 
§ 50 

Rohtabakhändler und Hersteller von Tabak- 
erzeugnissen, von Kautabak und von Schnupf- 
tabak dürfen Rohtabak in Tabaklagern und in 
den angemeldeten Räumen ihrer Betriebe 
lagern. In den Betriebsräumen darf nur ver- 
arbeitungsreifer Rohtabak gelagert werden. Die 
Vorschriften des Zollgesetzes über Zollgutlager 
und Zollaufschublager bleiben unberührt." 

11. Die Überschrift vor § 51 und der § 51 werden 
gestrichen. Der Buchstabe „e)" der Überschrift 
zu § 52 wird durch den Buchstaben „d)" ersetzt. 

12. •§ 65 erhält die folgende Fassung: 

„§ 65 

(1) Schuldner des Tabaksteuerausgleichs ist 

1. wenn Rohtabak, der in das Erhebungs- 
gebiet eingeführt wird, erstmals der 
zollamtlichen Überwachung vorenthal- 


3. in den anderen Fällen die Person, die 
verpflichtet ist, den Rohtabak unter 
zollamtliche Überwachung zu stellen 
oder ihn in der zollamtlichen Über- 
wachung zu erhalten. 

(2) Wird Rohtabak, der in das Erhebungs- 
gebiet eingeführ.t worden ist, nach der Ge- 
stellung oder Vorführung weiterbefördert, so 
gelten für die Haftung für den Tabaksteueraus- 
gleich die Vorschriften des Zollgesetzes über 
die Haftung des Zollbeteiligten entsprechend." 

13. In § 76 a sind in Absatz 1 die Klammerangabe 
„(§ 62 des Zollgesetzes)" zu streichen und in 
Absatz 2 letzter Satz nach „§ 14" die Angabe 
„Abs. 1 und 2" zu ersetzen durch die Angabe 
„Abs. 1, 3 und 4". 

14. Die Überschrift zu § 93 und der § 93 erhalten die 
folgende Fassung: 

„1. Nichtverfolgung von Steuervergehen 
§ 93 

§ 79 des Zollgesetzes gilt entsprechend." 

Artikel 2 

Das Umsatzsteuergesetz in der Fassung vom 
1. September 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 79'1), zu- 
letzt geändert durch das Zehnte Gesetz zur Ände- 
rung des Umsatzsteuergesetzes vom 29. Dezember 
1959 (Bundesgesetzbl. I S. 831), wird wie folgt ge- 
ändert; 

1. In § 4 werden in Nummer 1 der Buchstabe a und 
die Bezeichnung „b)" gestrichen. 

2. § 6 erhält die folgende Fassung: 

„§ 6 

Besteuerungsmaßstab für die Einfuhr 

(1) Die Ausgleichsteuer wird nach dem Wert 
des eingeführten Gegenstandes bemessen. Maß- 
gebend sind die jeweils geltenden Vorschriften 
des Zollgesetzes vom (Bundes- 

gesetzbl. IS....) und seiner Durchführungsver- 
ordnungen über den Zollwert und dessen Fest- 
stellung. Dies gilt auch für ausgleichsteuerpflich- 
tige Gegenstände, die nicht dem Wertzoll unter- 
liegen. Dem Wert ist der auf den Gegenstand 
entfallende Betrag an Zoll und Verbrauchsteuer 
(ausschließlich der Ausgleichsteuer) hinzuzu- 
rechnen. 
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(2) Die Bundesregierung kann durch Rechts- 
verordnung zur Vereinfachung der Abfertigung 
für die Bemessung der Ausgleichsteuer für Ge- 
genstände oder Gruppen von Gegenständen 
Durchschnittswerte festsetzen, die dem Durch- 
schnitt der Werte (Absatz 1) während der letzten 
nachprüfbaren sechs Monate entsprechen. Der 
Durchschnittswert tritt an die Stelle des in Ab- 
satz 1 bezeichneten Wertes."' 

3. § 11 Abs. 2 erhält die folgende Fassung: 

„ (2) Für die Ausgleichsteuer gilt § 15 Abs. 2." 

4. § 15 erhält die folgende Fassung: 

„§ 15 

(1) Die Ausgleichsteuer ist eine Verbrauch- 
steuer im Sinne der Rei-chsabgabenordnung. 

(2) Für die Ausgleichsteuer gelten die Vor- 
schriften für Zölle (ausgenommen §§24 und 25 
des ^ Zollgesetzes) sinngemäß; § 6 und der Ab- 
satz 5 bleiben unberührt. Dabei sind Gegen- 
stände, die nicht dem Wertzoll unterliegen, wie 
solche zu behandeln, die dem Wertzoll unter- 
liegen. 

(3) Der Bundesminister der Finanzen kann 
durch Rechtsverordnung unter den sinngemäß an- 
zuwendenden Voraussetzungen der §§ 24 und 25 
Abs. 2 und 4 des Zollgesetzes Steuerfreiheit oder 
Steuerermäßigung anordnen, soweit durch sie 
nicht unangemessene Steuervorteile entstehen. 


(4) Für Vermehrungssaatgut, das durch Rechts- 
verordnung nach § 25 Abs. 3 des Zollgesetzes 
vom Zoll befreit ist, wird die Ausgleichsteuer 
auf den Betrag ermäßigt, der sich ergibt, wenn 
das Entgelt für das Gewinnen des Vermehrungs- 
saatgutes im Zollausland der Berechnung der 
Ausgleichsteuer zugrunde gelegt wird. 

(5) In einzelnen besonders gelagerten Fällen 
können zur Vereinfachung des Verfahrens Er- 
leichterungen bei der Anmeldung des Wertes 
zu gelassen werden. 

(6) § 79 des Zollgesetzes gilt entsprechend.“ 

5. In § 18 Abs. 1 Nr. 1 wird „§ 15“ gestrichen. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach § 12 Abs. 1 des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. I) auch im Land Berlin. Rechtsver- 
ordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlassen 
werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes. 


Artikel 4 

■Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1962 in Kraft. 
Artikel 1 und 2 treten, soweit die entsprechende 
Geltung des § 79 des Zollgesetzes bestimmt wird, 
am Tage nach der Verkündung dieses Gesetzes in 
Kraft. 
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Begründung 


L 

Bei der Einfuhr von Waren, die Verbrauchsteuern, 
dem Monopolausgleich und der Umsatzausgleich- 
steuer unterliegen, werden für die Versteuerung 
und die Erhebung des Monopolausgleichs die Vor- 
schriften des Zollrechts weitgehend entsprechend 
angewendet. Ändert sich das Zollrecht wesentlich, 
so müssen die Verbrauchsteuergesetze, das Brannt- 
weinmonopolgesetz und das Umsatzsteuergesetz an- 
gepaßt werden. 

Eine Reform des Zollrechts steht bevor. Am 1. Ja- 
nuar 1962 wird voraussichtlich ein neues Zollgesetz 
— Drucksache 2201 — in Kraft treten. Der vor- 
stehende Gesetzentwurf dient der notwendigen 
Anpassung der genannten Gesetze an das neue 
Zollgesetz. Um bei der Versteuerung eingeführter 
Waren keine Lücken eintreten zu lassen, ist es gebo- 
ten, das Anpassungsgesetz zum gleichen Zeitpunkt 
wie das neue Zollgesetz in Kraft treten zu lassen. 
Artikel 4 sieht dies vor. 

* 

Bund, Länder und Gemeinden werden nicht mit 
Kosten belastet. 

II. 

Zu Artikel 1 

A. Allgemeines 

1. Erster und Zweiter Abschnitt Nr. 1 
Dritter und Vierter Abschnitt Nr. 1 und 3 
Fünfter Abschnitt Nr. 1 und 7 

Sechster und Siebenter Abschnitt Nr. 1 und 3 
Achter Abschnitt Nr. 1 und 4 
Neunter und Zehnter Abschnitt Nr. 1 und 3 
Elfter Abschnitt Nr. 1 Buchstabe a 
Zwölfter Abschnitt Nr. 1 Buchstabe a und b 

Diese Vorschriften passen die Verbrauchsteuer- 
gesetze und das Gesetz über das Branntwein- 
monopol lediglich den Begriffsbestimmungen für 
Zollausschlüsse und Zollfreigebiete des neuen 
Zollgesetzes an (§ 2 Abs. 2 und Abs. 3 des Zoll- 
gesetzes). Die Rechtslage ändert sich dadurch 
nicht. 

2. Einfuhr verbrauchsteuer- und monopolausgleich- 
pflichtiger Waren 

a) Dritter und Vierter Abschnitt Nr. 2 

Fünfter Abschnitt Nr. 6 (ohne § 154 Abs. 2) 
und Nr. 8 (ohne § 161 a Abs. 2 und 3) 

Sechster bis Elfter Abschnitt Nr. 2 

Zwölfter Abschnitt Nr. 4 (ohne § 14 Abs. 1 
letzter Satz und ohne Abs. 2). 


Absätze 1 Sätze 1 

Die Vorschriften entsprechen der geltenden 
Rechtslage, die sich bewährt hat. 

Absätze 1 Sätze 2 

Diese Vorschriften stellen klar, daß die zoll- 
rechtlichen Vorschriften für Verbrauchsteuern 
und Monopolausgleich nach Satz 1 auch dann 
sinngemäß anzuwenden sind, wenn Zoll aus 
besonderen Gründen nicht erhoben wird, also 
vor allem bei der Einfuhr aus der Sowjet- 
zone oder bei der Einfuhr über die Zollgrenze 
in den Fällen der Zollgutverwendung nach 
§ 54 des neuen Zollgesetzes. 

Absätze 1 Sätze 3 der im Fünften Abschnitt 
Nr. 6 und Nr. 8, im Siebenten Abschnitt Nr. 2 
und im Zwölften Abschnitt Nr. 4 angeführten 
Bestimmungen 

Diese Vorschriften regeln die Entstehung der 
Verbrauchsteuer- und Monopolausgleichschuld 
in den Fällen, in denen die eingeführten Er- 
zeugnisse zollfrei sind oder Zoll nach den 
§§ 49 bis 52 des neuen Zollgesetzes nicht er- 
hoben wird, ein Zollbescheid nach § 35 Abs. 3 
a. a. O. also nicht erteilt wird. Die Steuer- 
schuld soll in diesen Fällen mit der Freigabe 
der Erzeugnisse entstehen. Dem Einführer 
von Tabakerzeugnissen ist es z. B. danach 
möglich, die Erzeugnisse bis zu diesem Zeit- 
punkt mit Steuerzeichen zu versehen (Hin- 
weis auf Nr. 5 des Zwölften Abschnitts). 

Ermächtigungen zu Steuerbefreiungen — Ab- 
sätze 2 (im Fünften Abschnitt -Nr. 6 Abs. 3 
und Nr. 8 Abs. 4 und im Zwölften Abschnitt 
Nr. 4 Abs. 3) 

Entsprechend der Ermächtigung für Zollbe- 
freiungen (§§ 24 und 25 Abs. 2 des neuen 
Zollgesetzes) bedurfte es einer Ermächtigung 
für die Befreiungen von Verbrauchsteuern 
und Monopolausgleich. Die Steuerbefreiungen 
werden danach weitgehend den Zollbefreiun- 
gen angepaßt werden. Die Steuerbefreiungen 
gesetzlich unmittelbar von der Durchführung 
der §§ 24 und 25 Abs. 2 a. a. O. abhängig zu 
machen, würde nicht zweckmäßig sein, weil 
sich nicht vollständig übersehen läßt, ob in 
allen Fällen der Zollbefreiung auch Steuerbe- 
freiung gewährt werden kann. 

Absätze 3 (im Fünften Abschnitt Nr. 6 Abs. 4 
und im Zwölften Abschnitt Nr. 4 Abs. 4) 

Die Ermächtigung ist erforderlich, um Sonder- 
verhältnissen bei der Erhebung der Ver- 
brauchsteuern und des Monopolausgleichs 
Rechnung tragen zu können, insbesondere 
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den Verhältnissen im Interzonenverkehr und 
im Verkehr zwischen Freihäfen und Erhe- 
bungsgebiet, 

b) Absätze 3 der im Ersten, Zweiten und Sieben- 
ten, Absätze 4 der im Dritten, Vierten, Sech- 
sten, Achten bis Elften Abschnitt unter Nr. 2 
angeführten Bestimmungen, Nr. 2 des Fünf- 
ten und Nr. 14 des Zwölften Abschnitts. 

Zollvergehen im Reiseverkehr werden meist 
mit Waren begangen, die auch verbrauch- 
steuerbar sind. Um die dringend notwendige 
Regelung des § 79 des neuen Zollgesetzes 
{Nichtverfolgung von Zollvergehen) nicht 
praktisch wirkungslos werden zu lassen, be- 
darf es der gleichen Regelung für Verbrauch- 
steuervergehen im Reiseverkehr. 


B. Besonderes 

1. Erster Abschnitt Nr. 2 
Zweiter Abschnitt Nr. 2 

Kaffee und Tee werden ausschließlich eingeführt. 
Die Versteuerung der beiden tropischen Erzeug- 
nisse kann daher durch einfache Bezugnahme 
auf die Vorschriften für Zölle geregelt werden 
(§ 3 Abs. 1). Um ungerechtfertigte Steuervorteile 
auszuschließen, bedarf es aber einer Ermächti- 
gung für die Sonderfälle, daß Kaffee-Erzeugnisse, 
Tee- oder Tee-Erzeugnisse unter Inanspruch- 
nahme von Steuervergütungen ausgeführt und 
später wieder eingeführt werden (§ 3 Abs. 2). 
Bei solchen Wiedereinfuhren würde ohne Ein- 
schränkungen aufgrund der Ermächtigung auch 
die Zollbefreiung für Rückwaren als Steuer- 
befreiung zum Zuge kommen, obwohl nur ge- 
wisse künftige Zollbefreiungen, z. B. im Reise- 
verkehr, als Steuerbefreiungen — wie nach gel- 
tendem Recht — angemessen sein werden. 

2. Fünfter Abschnitt Nr. 3, 4, 5, 6 (§ 154 Abs. 2) 
und 8 (§ 161 a Abs. 2 und 3) 

Die Vorschriften sind zur besseren Verständ- 
lichkeit neu gefaßt. Sie verweisen auf die Zoll- 
befreiungen des neuen Zollgesetzes und enthal- 
ten gegenüber dem geltenden Recht keine sach- 
lichen Änderungen. 

Abweichend von § IGl Abs. 1 Buchstabe b des 
Branntweinmonopolgesetzes sieht Nr. 8 (§ 161 a 
Abs. 2) die Erhebung des einfachen Steuersatzes 
vor, da auch nur dieser in Betracht gekommen 
wäre, wenn das Zollgut oder das Ersatzgut nicht 
ausgeführt worden wäre. Durch die Befreiung 
von Monopolausgleich in den Fällen der Nr. 6 
(§ 154 Abs. 2) und durch die Befreiung von der 
Essigsäuresteuer in den Fällen der Nr. 8 (§ 161 a 
Abs. 3 Satz 1) wird die Doppelbesteuerung ver- 
mieden. Nach Nr. 8 (§ 161 a Abs. 3 Satz 2) ist 
die eingeführte Essigsäure unter den dort ge- 
nannten Voraussetzungen von der Steuer befreit, 
wenn sie nur zu gewerblichen Zwecken geeignet 
ist oder verwendet wird (§ 165 Abs. 2 des 


Branntweinmonopolgesetzes). In den Fällen der 
§§ 49 und 50 des Zollgesetzes wird also die ein- 
geführte Essigsäure steuerlich so behandelt, wie 
das Ersatz- oder Vorgriffsgut behandelt worden 
wäre, wenn es im Monopolgebiet für die in 
§ 165 Abs. 2 genannten Zwecke verwendet wor- 
den wäre. 

3. Achter Abschnitt Nr. 3 

Die Steuerbefreiung entspricht der geltenden 
Steuerbefreiung nach § 7 Abs. 3 des Leuchtmittel- 
steuergesetzes in Verbindung mit § 69 Abs. 1 
Nr. 8 des Zollgesetzes von 1939 (Schiffsbauzoll- 
verkehr); sie gilt jedoch nunmehr auch für den 
Bau von Luftfahrzeugen. Die Befreiung wird mit 
Rücksicht auf § 27 des neuen Zollgesetzes ge- 
währt. 

4. Elfter Abschnitt 

Nr. 1 Buchstabe b (§ 1 Abs. 3) 

Die Ergänzung beseitigt eine Schlechterstellung 
eingeführter Erzeugnisse gegenüber gleichen Er- 
zeugnissen inländischer Herkunft. 

Nr. 2 (§ 7 Abs. 1 Satz 4) 

Nr. 3 (§ 8 Abs. 1 Nr. 1 letzter Halbsatz) 

Die Vorschriften gewährleisten, daß ermäßigte 
Mineralölsteuer für zollfreies Mineralöl — ■ zur 
Zeit nur für Heizöl nach § 8 Abs. 2 des Mineralöl- 
steuergesetzes fesgesetzt — in derjenigen Ver- 
teilerstufe erhoben wird, von der aus eine an- 
dere Verwendung des Mineralöls als zu dem 
Zweck, zu dem das Mineralöl unter Steuerermä- 
ßigung verwendet werden darf, nicht mehr in 
Betracht kommt. Dies entspricht dem geltenden 
Recht. 

Nr. 3 Buchstabe h 

Die Steuerbefreiung entspricht der geltenden 
Steuerbefreiung nach § 7 Abs. 2 des Mineral- 
ölsteuergesetzes in Verbindung mit § 69 Abs. 1 
Nr. 8 des Zollgesetzes von 1939 (Schiffsbauzoll- 
verkehr), sie gilt jedoch nunmehr auch für den 
Bau von Luftfahrzeugen. Die Befreiung wird mit 
Rücksicht auf § 27 des neuen Zollgesetzes ge- 
währt. 

Nr. 3 Buchstabe c 

Die Ergänzung entspricht einem Gebot der Billig- 
keit. Es befriedigt nicht, daß die Steuerbegünsti- 
gung der gewerblichen, d. h. auf Gewinnerzie- 
lung gerichteten Verwendung gewährt, einer 
Verwendung von Mineralöl im Rahmen einer ge- 
meinnützigen Betätigung dagegen vorenthalten 
sein soll. 

Nr. 4 

Die MineralöLsteuererstattung für sogenanntes 
Diplomatenbenzin ist dem Wortlaut des § 24 
Abs. 1 Nr. 6 des neuen Zollgesetzes angepaßt 
worden. 

Nr. 5 

Die Änderung berücksichtigt die neue Gesetzes- 
fassung. 
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5. Zwölfter Abschnitt 

Nr. 4 (§ 14 Abs. 1 letzter Satz, Absatz 2) 

Die Entstehung der Tabaksteuerschuld für Tabak- 
erzeugnisse, die in das Erhebungsgebiet einge- 
führt werden, wird für den Fall besonders ge- 
regelt, daß solche Erzeugnisse in einem Zoll- 
aufschublager gelagert werden (§ 14 Abs. 1 

Satz 4). Diese Sonderregelung ist deshalb gebo- 
ten, weil die Höhe der Tabaksteuer von den 
Kleinverkaufspreisen (§ 3 des Tabaksteuergeset- 
zes) abhängig ist, die erst bei der Entnahme der 
Erzeugnisse vom Lager bestimmt werden können. 
§ 14 Abs. 2 verhindert, daß eingeführte Tabak- 
erzeugnisse, die in einem Herstellungsbetrieb oder 
in ein Zigarrensteuerlager aufgenommen werden, 
doppelt mit der Tabaksteuer belastet werden 
(§§ 5, 34 des Tabaksteuergesetzes). 

Nr. 5 

Der neugefaßte § 15 beschränkt sich darauf, den 
Zeitpunkt zu regeln, in dem eingeführte Tabak- 
erzeugnisse ordnungsmäßig verpackt und ver- 
steuert sein müssen. Sachlich unterscheidet sich 
die Bestimmung nicht von dem bisherigen § 15 
Abs. 2 des Tabaksteuergesetzes. 

Von der bisher in § 15 Abs. 1 des Tabaksteuer- 
gesetzes enthaltenen Regelung über die Bestim- 
mung des Kleinverkaufspreises für eingeführte 
Tabakerzeugnisse hätten bei einer Anpassung 
an das neue Zollgesetz große Teile gestrichen wer- 
den müssen. Die danach verbleibenden Rechts- 
sätze hätten aber neben § 9 des Tabaksteuerge- 
setzes keine selbständige Bedeutung mehr ge- 
habt. 

Nr. 6 

Die Einfuhr von Zigarren auf Steuerlager ist bei 
der Anpassung der §§ 14 und 15 des Tabak- 
steuergesetzes berücksichtigt worden. Für die 
bisher in § 16 des Tabaksteuergesetzes enthal- 
tene Ermächtigung besteht danach kein Bedürf- 
nis mehr. 

Nr. 8 und Nr. 9 

Die Bestimmungen bringen eine redaktionelle 
Verbesserung (vgl. § 58 Nr. 2 des Täbaksteuer- 
gesetzes). 

Nr. 10 und Nr. 11 

Die Anpassung der Vorschriften über die Lage- 
rung von Rohtabak an das neue Zollgesetz soll 
nicht nur die Zollgut- und Zollaufschublager in 
die Regelung einbeziehen, sondern mit einer 
Rationalisierung der steuerlichen Überwachung 
des Roihtabaklagers verbunden werden. Zu die- 
sem Zweck sollen die Tabakniederlagen und 
Tabaklager unter Zollmitverschluß des geltenden 
Rechts durch Tabaklager ersetzt werden, die 
nur noch buchmäßig überwacht werden. Dabei 
können die bisher getrennten Vorschriften über 
die Lagerung durch Rohtabakhändler (§ 50 des 
Tabaksteuergesetzes) und die Lagerung durch 


Hersteller von Tabakerzeugnissen (§ 51 des 
Tabaksteuergesetzes) in einer einzigen Vorschrift 
zusammengefaßt werden. 

Nr. 12 

Die Anpassung an das neue Zollgesetz und die 
Einführung der nur noch buchmäßig überwach- 
ten Rohtabaklager anstelle der Tabakniederlagen 
und Tabaklager unter Zollmitverschluß erfordern 
es, § 65 des Tabaksteuergesetzes neu zu fassen. 
Eine sachliche Änderung ist aber nur in Absatz 1 
Nr. 1 enthalten. Der Schuldner des Tabaksteuer- 
ausgleiches für eingeführten Rohtabak, der erst- 
mals der zollamtlichen Überwachung vorenthal- 
ten oder entzogen wird, ist danach personen- 
gleich mit dem Zollschuldner (vgl. § 56 Abs. 2 
des neuen Zollgesetzes). 

Nr. 14 

Die Vorschrift über die Nichtverfolgung von 
Steuerzuwiderhandlungen soll aus den unter II. 
Allgemeines Nr. 2 letzter Absatz ausgeführten 
Gründen an die Stelle von § 93 des Tabaksteuer- 
gesetzes treten. § 93 des Tabaksteuergesetzes 
(ist praktisch bedeutungslos. Steuerzeichen wer- 
den in staatlichen Druckereien hergestellt. Die 
Strafvorschriften über Gewahrsamsbruch, Dieb- 
stahl, Unterschlagung und Amtsunterschlagung 
bieten gegen das unbefugte Verschaffen echter 
Steuerzeichen einen ausreichenden Schutz. Prak- 
tische Anwendungsfälle des geltenden § 93 des 
Tabaksteuergesetzes sind niemals bekanntge- 
worden. 

III. 

Zu Artikel 2 

Nr. 1 

Der gestrichene § 4 Nr. 1 Buchstabe a — Ausgleich- 
steuerfreiheit nach den Vorschriften des Zollrechts — 
ist materiell in den neugefaßten Absätzen 2 und 
3 des § 15 aufgegangen (siehe Nr. 4). 

Nr. 2 

(§ 6 Abs. 1) 

Die Sätze 2 und 3 sind redaktionell geändert und 
dem neuen Zollrecht angepaßt worden. 

(§ 6 Abs. 2) 

Die früher in Absatz 2 enthaltene Ermächtigung ist 
nach Inhalt, Zweck und Ausmaß (Artikel 80 Abs. 1 
Satz 2 des Grundgesetzes) deutlicher gefaßt worden. 

Nr. 3 

Nach § 15 Abs. 2 in der neuen Fassung (siehe Nr. 4) 
richtet sich die Berechnung der Ausgleichsteuer nach 
dem Zoll. Auf die Vorschrift wird deshalb schon 
in § 11 verwiesen. Im Regelfall wird die Ausgleich- 
steuer nach wie vor für jeden einzelnen Vorgang 
berechnet werden. Das neue Zollrecht kennt jedoch 
eine Art von Veranlagung (§ 38 des neuen Zoll- 
gesetzes mit Begründung) und ermöglicht, daß in 
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einzelnen Fällen mit dem Zollbeteiligten Verein- 
barungen getroffen werden (§ 78 Abs. 3 des neuen 
Zollgesetzes). 

Nr. 4 

(§ 15 Abs. 2) 

Die bisherige Regelung, daß die Vorschriften des 
Zollrechts sinngemäß anzuwenden sind, wird über- 
nommen. Um alle Begriffe des Zollrechts zu erfas- 
sen, tritt jedoch an die Stelle der bisherigen kasui- 
stischen Fassung die allgemeine Bezugnahme auf die 
Vorschriften des Zollrechts. Soweit sich einzelne 
Vorschriften des neuen Zollgesetzes nicht mit Sinn 
und Zweck der Ausgleichsteuer vereinbaren lassen, 
sind sie ausdrücklich ausgenommen. 

(§ 15 Abs. 3) 

Die bisherigen Ausgleichsteuerbefreiungen des § 4 
Nr. 1 a waren automatisch an die zollrechtlichen 
Befreiungen angehängt. Die vom Zoll abweichenden 
Belange der Ausgleichsteuer erfordern die Lösung 
dieser automatischen Bindung. Trotzdem sollen die 
Ausgleichsteuerbefreiungen in größtmöglichem Um- 
fang den Zollbefreiungen folgen. Es gibt Teile des 
nichtkommerziellen Verkehrs, die wirtschaftlich irre- 
levant sind oder bei denen menschliche, kulturelle, 
politische oder ähnliche Gründe ebenso wie die 
Zollfreiheit auch die Ausgleichsteuerfreiheit recht- 
fertigen. Das Zollrecht regelt diese Fälle nicht mehr 
wie bisher durch das Gesetz selbst, sondern gibt 
dem Bundesminister der Finanzen die Ermächtigung, 
diese Fälle durch Rechtsverordnung zu regeln. 
Grundsätzlich soll unter den gleichen Voraussetzun- I 
gen, unter denen Zollfreiheit gewährt wird, auch 
Ausgleichsteuerfreiheit gewährt werden, wobei die 
Anordnung, daß hierbei keine unangemessenen 
Steuervorteile entstehen dürfen, der entsprechenden 
Anordnung im Zollgesetz hinsichtlich der Zollvor- 
teile entspricht. Hiervon müssen jedoch die Ab- 
sätze 1 und 3 des § 25 ausgenommen werden, weil 
in diesen Fällen eine Befreiung von der Ausgleich- 
steuer dem Sinn und Zweck dieser Steuer nicht ent- 
sprechen würde, da für diese Fälle auch bei inlän- 
dischen Lieferungen Umsatzsteuer zu zahlen ist. 
Außerdem sind gewisse sonstige Zollbefreiungen 
mit dem Sinn und Zweck der Ausgleichsteuer nicht 
vereinbar, z. B. bei Rückwaren, wenn bei der Aus- 
fuhr aus dem freien Verkehr des Zollgebietes kein 
Zoll, aber Umsatzsteuer vergütet worden ist, oder 


in dem Fall des § 69 Abs. 1 Nr. 42 ZG (alt), wenn 
Umsatzsteuer aus Anlaß des Verbringens einer 
Ware in einen Freihafen vergütet worden ist. 

(§ 15 Abs. 4) 

Für im Inland erzeugtes Vermehrungssaatgut würde 
Umsatzsteuer entstehen. Es wäre deshalb ungerecht- 
fertigt, die Einfuhr von Vermehrungssaatgut neben 
dem Zoll auch von der Ausgleichsteuer zu befreien. 
Da im Inland bei Lohnveredelungen die Umsatz- 
steuer nur vom Veredelungslohn erhoben wird, ist 
es gerechtfertigt, bei der Einfuhr von Vermehrungs- 
saatgut, das im Ausland im Lohn gewonnen wird, 
auch die Ausgleichsteuer auf dieser Basis zu er- 
heben. 

(§ 15 Abs. 5) 

Die hier vorgesehene Ermächtigung ist aus dem 
§ 10 der bisherigen ’ Ausgleichsteuerordnung über- 
nommen. Von der Ermächtigung wird auf Grund des 
§ 18 Abs. 2 Nr. 3 des Umsatzsteuergesetzes durch 
allgemeine Verwaltungsvorschriften Gebrauch ge- 
macht werden. 

(§ 15 Abs. 6) 

Die Vorschrift ist aus den unter 11. Allgemeines 
Nr. 2 letzter Absatz ausgeführten Gründen erforder- 
lich. 

Nr. 5 

Die Verweisung erübrigt sich. § 15 Abs. 3 in der 
neuen Fassung (siehe Nr. 4) enthält selbst die er- 
forderliche Ermächtigung. 


IV. 

Zu Artikel 4 

Auf die Notwendigkeit, daß das Anpassungsgesetz 
zusammen mit dem neuen Zollgesetz am 1. Januar 
1962 in Kraft tritt, ist schon unter 1. hingewiesen. 
§ 79 des Zollgesetzes (Nichtverfolgung von Zollver- 
gehen im Reiseverkehr) wird schon am Tage nach 
der Verkündung des Zollgesetzes in Kraft treten. 
Artikel 4 Satz 2 sieht deshalb vor, daß die entspre- 
chenden Regelungen für Verbrauchsteuervergehen 
im Reiseverkehr zum frühestmöglichen Zeitpunkt 
ebenfalls in Kraft treten. 
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